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Sehr geehrter, lieber Herr Dr. Schölkopf, 

obwohl die BWKG als Landesverband nicht zum Kreis der anzuhörenden Verbände ge-

hört, hatten wir es uns letzten September erlaubt, Ihnen angesichts der Bedeutung des 

Gesetzes Hinweise auf Änderungsbedarfe zu dem ersten Referentenentwurf für ein Pfle-

gekompetenzgesetz zu übermitteln.  
 

In Ergänzung zu unserer damaligen Stellungnahme vom 30.09.2024 möchten wir Ihnen 

zu dem zweiten Referentenentwurf folgende Hinweise übermitteln: 

 

I. Ausübung von Heilkunde durch Pflegefachpersonen  

 

Die nunmehr gewählte Lösung, die heilkundlichen Leistungen als ärztliche Leistungen 

zu qualifizieren, wird bei den pflegerischen Berufsverbänden nicht auf Begeisterung 

stoßen. Sie bietet aber u.E. eine geeignete Grundlage, um ins neue System zu starten.  

 
Aus BWKG-Sicht gibt es noch drei große Kritikpunkte:  

 

1. Die Zeitlinien für die Selbstverwaltung sind zu lang gewählt und müssten mindes-

tens ein Jahr knapper angesetzt werden. Es muss ein zügiger Start in die eigen-

ständige Erbringung ermöglicht werden, um für Pflegefachpersonen und Einrich-

tungen ein Aufbruchssignal für mehr Attraktivität im Pflegeberuf zu setzen.  

 

2. Die Krankenhäuser müssen in die Erstellung des ersten Katalogs nach § 73d SGB 

V SGB V-RE neu durch Beteiligung der Deutschen Krankenhausgesellschaft direkt 
einbezogen werden, da dieser Katalog nach § 112a Abs. 2 SGB V-RE neu direkte 

Ausstrahlungswirkung auf die Krankenhäuser haben soll (Abweichungen nur, 

wenn diese für die Krankenhausbehandlung sachlich geboten sind). Es wäre auch 
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im Sinne der gewünschten Innovationsbeförderung, wenn auf Leistungserbringer-

seite hier noch ein Verband beteiligt wird, der deutlich aufgeschlossener für eine 

eigenverantwortliche Leistungserbringung durch Pflegefachpersonen sein dürfte, 

als dies die KBV zumindest in der Vergangenheit war.  

 

3. § 15a Abs. 1 SGB V-RE neu setzt eine fachliche Kompetenz aufgrund „einer staat-

lich anerkannten, bundesweit einheitlichen Weiterbildung“ voraus. Diese Vo-

raussetzung erscheint nicht erfüllbar, soweit es um Kompetenzen geht, für die 
nicht durch die Fachkommission nach § 53 PflBG standardisierte Module vorgege-

ben werden. Es wird auch um Kompetenzen gehen, die im Rahmen einer Fachwei-

terbildung erworben werden, für die bislang die DKG den „Goldstandard“ durch 

fachliche Empfehlungen vorgibt.  

 

Das Erfordernis der staatlichen Anerkennung sollte daher gestrichen werden. Eine 

mögliche Formulierung wäre in § 15a Abs. 1  SGB V wie folgt denkbar:  

 

„aufgrund einer Weiterbildung oder Weiterbildungsmodulen, für die es ei-

nen bundeseinheitlichen Standard gibt,“ 

 

 

II. Pflegerische Versorgung in gemeinschaftlichen Wohnformen - § 92c SGB XI-RE neu 

 

Zu § 92c SGB XI möchten wir nochmals die bereits vorgetragenen Punkte bekräftigen!  

 

Im aktuellen Entwurf ist uns in § 92c Abs. 4 SGB XI-RE neu noch eine Unstimmigkeit 

aufgefallen. Es wird bei der Übergangsregelung für Verträge auf Basis der Weiterent-

wicklungsmodelle neuer Wohnformen auf die Ergebnisse der Modellerprobung gem. 
§ 125d SGB XI-RE neu verwiesen. § 125d SGB XI-RE beinhaltet allerdings Modellvorha-

ben zum Einbezug von Angehörigen in die vollstationäre pflegerische Versorgung und 

die Erbringung ambulanter Pflegeleistungen durch vollstationäre Pflegeeinrichtungen.  

 

 

III. Zulassung zur Pflege durch Versorgungsvertrag - § 72 SGB XI-RE neu 

 

Die Schaffung von immer mehr Pflichten im Zusammenhang mit dem Abschluss und 

der Durchführung von Versorgungsverträgen sehen wir kritisch. 

 
Zu begrüßen ist, dass der hohe bürokratische Aufwand im Zusammenhang mit der in 

§ 72 Abs. 3e SGB XI vorgeschriebenen Datenmeldung für tarifgebundene Einrichtun-

gen gesehen wird. Dieser Aufwand wird sowohl von Leistungsträger-, als auch von 

Leistungserbringerseite als sehr belastend empfunden. Der Lösungsansatz der Eröff-

nung der Möglichkeit einer Übermittlung pseudonymisierter Daten aus der Lohnbuch-

haltung ist aber nicht ausreichend. Sinnvoll wäre es, wenn in den Fällen, in denen ein 

Tarif durch Tarifbindung oder -anwendung zur Anwendung bekommt, die Entwicklung 

der tariflichen Zahlbeträge von einer zentralen Stelle im Land gebündelt verfolgt wird, 

ohne dass konkrete Meldungen durch die Einrichtungen erfolgen müssen.  

 

  



Schreiben "Referentenentwurf Pflegekompetenzgesetz – Ergänzende Stellungnahme der BWKG-Geschäftsstelle" vom 14.07.2025 Seite 3 

 

IV. Bemessungsgrundsätze - § 84 Abs. 2 S. 7 und 82c SGB XI SGB XI-RE neu 

 

Die Ergänzung der Entlohnungsstruktur beim Vergleich der Pflegesätze von Pflegeein-

richtungen (§ 84 Abs. 2 S. 7 SGB XI) würde zu einer Verschlechterung für die Pflegeein-

richtungen führen. Sie könnte so gedeutet werden, dass auch die Vergütungen der 

Mitarbeiter wieder dem externen Vergleich unterliegen. In § 82c SGB XI ist jedoch klar 

geregelt, dass eine Bezahlung von Gehältern der BeschäOigten bis zur Höhe der aus 

dieser Bindung resulPerenden Vorgaben nicht als unwirtschaOlich abgelehnt werden 
kann. Vielmehr bedarf es einer ergänzenden Klarstellung für Einrichtungen mit einem 

regional üblichen Vergütungsniveau. 

 

Die Ergänzung der Entlohnungsstruktur in § 84 Abs. 2 Satz 7 SGB XI ist daher zu strei-

chen. StaQdessen ist in § 82c Abs. 2 SGB XI folgender Satz zu ergänzen: 

 

„In Einrichtungen, die das regional übliche Entlohnungsniveau anwenden, kann 

für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die keine Leistungen der Pflege 

oder Betreuung von Pflegebedür$igen erbringen, eine Bezahlung von Gehältern 

bis zur Höhe tarifgebundener oder an kirchliche Arbeitsrechtsregelungen gebun-

dener Pflegeeinrichtungen nicht als unwirtscha$lich abgelehnt werden.“ 

 

 

V. Effizientere Pflegesatzverfahren – Verfahrungsleitlinien nach § 86a Abs. 3 SGB XI-RE  

 

Wir möchten uns mit allem Nachdruck nochmals dagegen aussprechen, dass die Bun-

desebene verbindliche Verfahrensleitlinien für die Pflegesatzverfahren vorgeben kön-

nen. Die Gestaltung der Pflegesatzverfahren war immer Sache der Landesebene, weil 

die Akteure vor Ort die größte Sachnähe und ein großes Interesse an effizienten Ver-
fahren haben.  

 

Regelungen durch die Selbstverwaltung auf Bundesebene scheren ungleiche Aus-

gangsbedingungen in den einzelnen Bundesländern über einen Kamm und werden 

von Akteuren getroffen, die nicht selbst täglich Pflegesatzverfahren führen müssen.  

 

Die Verlagerung der Festlegung erforderlicher Inhalte auf die Bundesebene bewirkt 

zudem eine Trennung der Verhandlung über Inhalte und der Verhandlung über die 

Refinanzierung. Der Grundsatz: „Wer bestellt, bezahlt auch“, wird durchbrochen. Bei 

der Verhandlung über die Finanzierung muss muss auch Gestaltungsspielraum bei der 
Bestimmung der Details der Leistung bestehen. Wichtig für eine realisierbare, wirt-

schaftliche Versorgung ist auch eine Abwägung zwischen Aufwand und Nutzen einzel-

ner Vorgaben. 

 

Die vorgesehene „Öffnungsklausel“ mit der Möglichkeit abweichender Regelungen 

durch die Landesrahmenverträge ist nicht hinreichend. Die Verhandlungsverfahren 

für die Landesrahmenverträge sind sehr aufwändig und münden regelhaft in Verhand-

lungspakete, für deren Aushandlung es ein Jahr oder länger braucht. Der derzeitige 

Regelungsvorschlag räumt den Rahmenvertragsparteien auf Landesebene noch nicht 

einmal Zeitraum ein, um über eine Anpassung des Rahmenvertrags zu verhandeln, be-
vor die Bundesempfehlung in Kraft tritt – denn die Rahmenempfehlung gilt unmittel-

bar.  
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Wir plädieren daher nochmals nachdrücklich für die ersatzlose Streichung von § 86a 

Abs. 3 SGB XI-RE neu.  

 

 

VI. Zunehmende Verlagerung von Gestaltungsentscheidungen auf die Selbstverwaltung 

auf Bundesebene 

 

Es ist beim Bundesgesetzgeber ein Trend festzustellen, zunehmend Aufgaben auf die 
Selbstverwaltung auf Bundesebene zu verlagern. Die Selbstverwaltung auf Bundes-

ebene soll nicht mehr nur unverbindliche Empfehlungen abgeben, sondern Vorgaben 

regeln, die direkt verbindlich oder zumindest Vereinbarungsgrundlagen für die Selbst-

verwaltung auf Landesebene sind. Im aktuellen Gesetzentwurf betriV dies neben den 

„Verfahrensleitlinien“ für Pflegesatzverfahren nach § 86a SGB XI-RE neu auch die Rah-

menkriterien für die Einrichtungen nach § 92c SGB XI-RE neu. Eine vergleichbare Vor-

gabe gab es in der jüngeren Vergangenheit z. B. für die Außerklinische Intensivpflege.  

 

Da dies von Bundesverbänden eher nicht kritisch kommentiert wird, erlauben wir uns 

als ein auf der Landesebene tätiger Verband folgende grundsätzliche Anmerkung:  
 

Aufgrund der fehlenden Praxisnähe der Verhandlungspartner auf Bundesebene, der 

teils sehr unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Bundesländern sowie 

der üblichen Verhandlungs- und Kompromissmechanismen kommt es leider häufig zu 

Ergebnissen, die in den Ländern massive Umsetzungsprobleme auslösen. Praxisferne 

verbindliche Bundesrahmenempfehlungen lassen die Schere zwischen Anspruch und 

Wirklichkeit immer weiter aufgehen und machen mit ihren Regelungen gleich, was 

nicht gleich ist. Zudem besteht das unter Ziffer V. dargestellte Problem, dass die Ver-

handlung über den Inhalt und die Verhandlung über die Vergütung getrennt werden.  

 
Praxisferne und die Gegebenheit vor Ort nicht berücksichtigende Vorgaben führen zu 

massivem Frust in der Praxis und zur Diskreditierung der Pflegeselbstverwaltung in 

den Augen der Einrichtungsmitarbeitenden. 

 

 

Für Rückfragen stehen wir sehr gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichem Gruß 
 

 

 

 


